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1 Zusammenfassung 

Die ökonomische Ungleichheit von Frauen und Männern schwächt die Wettbewerbsfähigkeit der 

deutschen Wirtschaft und die Stabilität der öffentlichen Finanzen Deutschlands, insbesondere in 

den Bereichen Rente und Krankenversicherung. Eine höhere Erwerbsbeteiligung der Frauen und 

insbesondere ein größeres Arbeitsvolumen in vollzeitnaher Erwerbstätigkeit könnten bislang un-

genutzte Potenziale für das Potenzialwachstum freisetzen. Die substanzielle Erwerbstätigkeit 

muss auch in Lebensphasen mit Verantwortung für Kinder und mit Verantwortung für pflegebe-

dürftige Angehörige ermöglicht und unterstützt werden. Die vollzeitnahe Erwerbsarbeit von bei-

den, Müttern und Vätern, sowie Männern und Frauen als häuslich Pflegende fördert ihre wirt-

schaftliche Eigenständigkeit und eine partnerschaftliche Arbeitsteilung. Ehe- und familienbezo-

gene Leistungen müssen als ganzheitliches und integriertes System auf wirtschaftliche Eigen-

ständigkeit ausgerichtet sein und Erwerbshürden senken. Aus einer volkswirtschaftlichen Per-

spektive ist es zielführend, wenn vereinbarkeitsunterstützende Realtransfers (für gute Kinderta-

gesbetreuung und Pflegedienstleistungen) mit Steuerregelungen und monetären Leistungen ein-

hergehen, die gleichfalls die substanzielle Erwerbsarbeit von Frauen und partnerschaftliche Ar-

beitsteilung fördern. Wirtschaftliche Eigenständigkeit durch ein eigenes Erwerbseinkommen ist 

eine wichtige Voraussetzung für Teilhabe am gesellschaftlichen Leben und wirkt positiv auf die 

Gesellschaft. Das individuelle psychische Wohlbefinden und die Gesundheit von Frauen vermei-

det langfristig Folgekosten und fördert das gesamtgesellschaftliche Wohlergehen.   

 

2 Ökonomische Ungleichheit zwischen Frauen und Männern - 
ein kurzer Überblick 

Schon lange wird das Ziel der eigenständigen Sicherung des Lebensunterhalts durch Erwerbsar-

beit aus einer individual-ökonomischen Perspektive als Frage der Chancengleichheit und Gerech-

tigkeit verfolgt. Angesichts des demografisch bedingten Fach- und Arbeitskräftemangels und des 

sinkenden Potenzialwachstums in Deutschland rückt die gesamtwirtschaftliche Bedeutung der 

Gleichstellung in den Fokus. Denn das Wirtschaftswachstum und die staatlichen Finanzen wer-

den durch die Erwerbsbeteiligung von Frauen, den Umfang ihres Arbeitsvolumens aber auch 

durch Anreize für eine partnerschaftliche Aufteilung der Care-Arbeit (z.B. gute und ausreichende 

Kindertagesbetreuung und betrieblich unterstützte Vereinbarkeit) beeinflusst.  

Einer der Hauptgründe für die durchschnittlich geringere Erwerbstätigkeit und in der Folge das 

geringere Einkommen von Frauen, ist ihre überwiegende Übernahme von Care-Arbeit – mit weit-

reichenden negativen Folgen für ihre ökonomische Eigenständigkeit. Die ökonomische Ungleich-

heit zeigt sich dabei auch in Paarbeziehungen. Wie aktuelle Statistiken zeigen, erzielte 2024 in 

rund 57 Prozent der Paare der Mann ein höheres Einkommen als die Frau (Destatis 2025a). Nur 

bei 33 Prozent der Paaren liegen beide Partner gleichauf, und nur bei 10 Prozent der Paare war 

die Frau die Haupteinkommensperson. Die Zeit, die Männer und Frauen in Erwerbs- und Care-Ar-

beit investieren, wird somit zu einem wichtigen Indikator der Gleichstellung der Geschlechter 
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(European Commission 2023). Eine gleichmäßige Aufteilung der Care-Arbeit bei substanzieller Er- 
werbstätigkeit – auch in Lebensphasen mit Care-Aufgaben - erweist sich als ein zentraler Hebel 
für positive gesamtwirtschaftliche Effekte.

2.1 Ursachen und Status quo ökonomischer Ungleichheit

Die Erwerbstätigenquote der Frauen (15 bis unter 65 Jahre) in Deutschland hat sich mit 78 Pro- 
zent der Erwerbstätigenquote der Männer (81 Prozent) angenähert (Eurostat 2024a). 

Dabei arbeitet die Hälfte der Frauen in Teilzeit – im Gegensatz zu 12 Prozent der Männer. Mit ei- 
ner Wochenarbeitszeit erwerbstätiger Frauen, die 8 Stunden unter denen der Männer liegt, hat 
Deutschland den dritthöchsten Gender (Work) Time Gap in der EU (Pfahl und Unrau 2024). 

Sowohl die Nichterwerbstätigkeit als auch die geringere Stundenzahl wird vor allem mit der Be- 
treuung von Kindern und Fürsorge für Familienangehörige begründet. Die Summe von 72 Milliar- 
den Stunden, die Frauen jährlich für Care- und Familienaufgaben leisten, umfasst mehr als die 
Summe aller Arbeitsstunden von Erwerbstätigen in Deutschland (Samtleben und Juncke 2024). 

Der Anteil der Frauen in Deutschland, die die Betreuung von Kindern oder erwerbsunfähigen Er- 
wachsenen als Grund ihrer Teilzeittätigkeit angeben, ist mit knapp 28 Prozent größer als im euro- 
päischen Durchschnitt (25 Prozent) (Eurostat 2024b). In Befragungen von teilzeiterwerbstätigen 
Müttern geben sogar mehr als drei Viertel von ihnen (74 Prozent) familiäre Betreuung und famili- 
äre Verpflichtungen als Grund für ihre Teilzeittätigkeit an. Bei den Vätern sind es nur 45 Prozent 
(Pfahl und Unrau 2024). 

Die geringeren weiblichen Arbeitsvolumina haben einen mehrfach negativen Effekt auf ihr Ein- 
kommen. Zum einen fällt das monatliche Einkommen aufgrund der reduzierten Stundenzahl ge- 
ringer aus. Zum anderen erhalten Teilzeiterwerbstätige im Durchschnitt aber auch einen geringe- 
ren Stundenlohn als Vollzeiterwerbstätige und tragen so maßgeblich zur Entgeltungleichheit zwi- 
schen Männern und Frauen bei (Ilieva und Wrohlich 2022). Infolge der strukturellen Unterschiede 
und Zugangshürden zum Arbeitsmarkt verdienen Frauen 2024 in Deutschland 16 Prozent weni- 
ger als Männer (unbereinigter Gender Pay Gap). Selbst bei vergleichbarer Tätigkeit, Qualifikation 
und Erwerbsbiografie beträgt die Einkommenslücke pro Stunde immerhin noch 6 Prozent. Hier 
wird davon ausgegangen, dass die Berücksichtigung lohnrelevanter Einflussfaktoren wie Erwerbs- 
unterbrechungen aufgrund von Schwangerschaft, der Geburt von Kindern oder der Pflege von An- 
gehörigen die Lücke mindern würden (Destatis 2025b). 

Die Folgen zeigen sich im Gender Lifetime Earnings Gap. Über den gesamten Lebensverlauf hin- 
weg verdienen Frauen 49,8 Prozent weniger als Männer (Knauthe und Deindl 2019). Erwerbstä- 
tige Mütter mit einem Kind verlieren beim Lebenserwerbseinkommen im Vergleich zu kinderlosen 
erwerbstätigen Frauen 40 Prozent, bei zwei und mehr Kindern deutlich über 50 bis nahezu 70 
Prozent (Barišić und Consiglio 2020). 

Hohe Teilzeitraten, niedrige Stundenentgelte, häufige und längere Erwerbsunterbrechungen und 
die hohen Steuerabzüge der von verheirateten Paaren oft gewählten Steuerklasse V für die zuver- 
dienende Ehefrau wirken sich auch bei einer Arbeitslosigkeit negativ aus. Nur 10 Prozent der 
Männer, aber ein Viertel der Frauen (26 Prozent) bezogen im November 2023 ein Arbeitslosen- 
geld von weniger als 700 Euro (IAQ 2024b).
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Die aufgezeigten erwerbsbezogenen Unterschiede wirken sich über die gesamte Erwerbsbiografie 

aus und kumulieren im Gender Pension Gap (Klenner et al. 2016). Im Jahr 2023 sind die Alters-

einkünfte von Frauen 27 Prozent niedriger als die von Männern. Ohne Anrechnung der Hinterblie-

benenrente beträgt die Lücke sogar knapp 40 Prozent (Destatis 2024b). Dies führt dazu, dass 

jede fünfte Frau ab 65 Jahren in Deutschland armutsgefährdet ist und Frauen häufiger von 

Grundsicherungsleistungen im Alter abhängig sind (vgl. hierzu auch Kapitel 3.2.1).  

2.2 Wirklichkeit und Wunsch - partnerschaftliche Arbeitsteilung und wirtschaftli-

che Eigenständigkeit 

Erwerbsquoten und die durchschnittlichen Arbeitszeiten von Männern und Frauen werden maß-

geblich von der Arbeitsteilung von Paaren im eigenen Haushalt beeinflusst. Geschlechtsspezifi-

sche Normen sowie gesetzliche, betriebliche und infrastrukturelle Rahmenbedingungen führen 

dazu, dass Männer im Lebensverlauf ihre Vollzeiterwerbstätigkeit auch in Zeiten mit Care-Verant-

wortung kaum vermindert fortsetzen, während Frauen ihre Erwerbsumfänge zugunsten der Care-

Arbeit einschränken oder sogar ihre Erwerbstätigkeit aufgeben. Während jedoch Mütter ihre Er-

werbsbeteiligung (unter Beachtung aller Einschränkungen) kontinuierlich ausweiten, haben Väter 

ihren Arbeitseinsatz für Kinderbetreuung und Hausarbeiten in den letzten Jahren kaum erhöht 

(Allmendinger 2021). Dabei wirken die Entscheidungen für eine traditionelle Aufgabenteilung 

nach Beginn einer Elternschaft in hohem Maße nach: Die von den Eltern beim ersten Kind ge-

wählte Erwerbskonstellation wird von den 89 Prozent der Väter und 66 Prozent der Mütter nach 

der Geburt weiterer Kinder beibehalten (IfD Allensbach 2022).  

Unter Erwerbstätigen übernehmen auch mehr Frauen Pflegetätigkeiten (WSI 2022) und gehen 

wegen ihrer Pflegeverantwortung häufiger in Frührente (Fischer und Müller 2020). Empirische 

Studien zeigen, dass auch informelle Pflege Beschäftigung langfristig reduziert (Fischer und Mül-

ler 2020; Frimmel et al. 2023).    

Viele Frauen wollen jedoch mehr arbeiten und erwarten, dass die Familiengründung einer berufli-

chen Entwicklung oder Karriere nicht im Wege steht. Jede vierte erwerbstätige Mutter findet ihre 

verfügbare Zeit für Erwerbsarbeit als zu knapp bemessen und würde gerne mehr arbeiten (Desta-

tis 2024c). 14 Prozent der beschäftigten Frauen und 18 Prozent der erwerbstätigen Mütter gelten 

als unterbeschäftigt. Auch wenn dieser Anteil seit einiger Zeit sinkt, ist bemerkenswert, dass 

diese Frauen somit selbst unter den aktuellen Bedingungen gerne mehr Stunden arbeiten wür-

den (Beckmannshagen und Sperling 2024). Hinsichtlich der Vereinbarkeit gehört eine flexible An-

passungsmöglichkeit der Arbeitszeiten ohne negative Folgen für die eigenen Karriere zu den drei 

wichtigsten Merkmalen der Arbeitgeberattraktivität für Mütter (Weßler-Poßberg et al. 2024).  

Die Realität der Aufteilung von Erwerbs- und Care-Arbeit entspricht inzwischen häufig nicht mehr 

den Idealvorstellungen. Repräsentative Umfragen zeigen, dass die Vorstellungen über die ideale 

Aufteilung der Erwerbsarbeit bei Paaren mit Kindern unter 12 Jahren in der Bevölkerung deutlich 

egalitärer sind als die gelebte Wirklichkeit. Über 20 Prozent der Eltern in Westdeutschland und 25 

Prozent in Ostdeutschland wünschen sich eine gleiche, eher vollzeitnahe Aufteilung der Erwerbs-

arbeit (Gambaro et al. 2024).  

Eine Befragung junger Erwachsener (mit und ohne Kinder) zur idealen Arbeitszeit von Müttern 

und Vätern in verschiedenen Szenarien, in denen das Alter des jüngsten Kindes zwischen 2, 4, 8, 

12 und 18 Jahren variiert, zeigt: Würden die Arbeitszeiten von Müttern und Vätern an dieses Ideal 

angepasst werden, würde der steigende Arbeitszeitumfang der Mütter den Rückgang des 
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Arbeitszeitumfangs der Väter mehr als kompensieren (Gewinn von 325.000 Vollzeitäquivalenten) 

(Bujard 2024). 

Über die Arbeitsteilung von Beschäftigten mit Pflegeverantwortung und ihre Vorstellungen gibt es 

bislang wenig empirische Erkenntnisse. Wenngleich sich der Anteil der pflegenden Männer erhöht 

hat, sind unter den erwerbstätigen Pflegepersonen immer noch deutlich mehr Frauen als Männer 

vertreten. Von den 2,6 Millionen erwerbstätigen Pflegenden sind rund 60 Prozent Frauen. Wäh-

rend Frauen im Schnitt 2,3 Stunden täglich für die Pflege aufwenden und im Durchschnitt 29 

Stunden wöchentlich arbeiten, sind es bei den Männern 1,4 Stunden tägliche Pflegezeit und 

knapp 40 Stunden Arbeitszeit wöchentlich (Herrmann et al. 2022).  

Hinsichtlich ihrer Vereinbarkeitsstrategie, also der der Aufteilung ihrer Zeit für Pflege und der Zeit 

für die Erwerbsarbeit fällt auf, dass pflegende Männer häufiger eine sehr hohe Arbeitszeit von 41 

bis 80 Stunden pro Woche mit Pflege verbinden wollen als Frauen (Landesprogramm Vereinbar-

keit Beruf und Pflege 2024). Es zeichnet sich aber auch ab, dass pflegende Frauen eher ihre Wo-

chenarbeitszeit reduzieren, während Männer dazu tendieren, ab einer stärkeren Pflegebelastung 

ganz aus dem Erwerbsleben auszusteigen. Wunsch und Wirklichkeit scheinen auch hier ausei-

nander zu klaffen, denn pflegende Angehörige wünschen sich letztlich, wie andere Beschäftigte 

auch, nur eine Reduzierung der Wochenarbeitszeit um zwei bis drei Stunden in der Woche. (Zent-

rum für Qualität in der Pflege 2016).  

Eine Diskrepanz zwischen Wunsch und Wirklichkeit lässt sich auch mit Blick auf die wirtschaftli-

che Eigenständigkeit beobachten. Der überwiegenden Mehrheit der Bevölkerung (92 Prozent) ist 

es wichtig, wirtschaftlich eigenständig zu sein – Frauen wie Männern – aber es gelingt mit Blick 

auf hohe Lebenshaltungskosten nach eigenen Aussagen nur der Hälfte. Auffällig ist: Wenn beide 

Partner gleichermaßen an der Erwirtschaftung des Haushaltseinkommens beteiligt sind, wird so-

wohl die wirtschaftliche Eigenständigkeit des Paares als auch die individuelle Eigenständigkeit als 

gut bewertet. Als relevanteste Maßnahme zur Stärkung der wirtschaftlichen Eigenständigkeit von 

Frauen wird mehr Geschlechtergerechtigkeit im Beruf und mehr Flexibilität seitens der Arbeitge-

ber gefordert. Doch auch die staatliche Verantwortung wird adressiert. Dabei werden die Rele-

vanz des Ausbaus von Kinderbetreuungsangeboten sowie veränderter staatliche Rahmenbedin-

gungen, die dazu beitragen, traditionelle Geschlechterrollen abzubauen hervorgehoben. Zudem 

wird von fast einem Drittel der Befragten eine Förderung von Paaren gefordert, die vollzeitnah ar-

beiten und nebenher Kinder oder Angehörige betreuen (Borgstedt et al. 2024, Langfassung im 

Erscheinen).  

Steuerliche Regelungen, die ein traditionelles Rollenbild finanziell belohnen und tief verankerte 

(besonders in Krisen wieder erstarkende) gesellschaftliche Erwartungen an die Aufgabenteilung 

zwischen den Geschlechtern, bilden oft „zu hohen Kosten“ für die Realisierung einer partner-

schaftlichen Arbeitsteilung. Dies zeigt sich auch in der höheren Scheidungswahrscheinlichkeit von 

Frauen in Westdeutschland, wenn sie mehr als ihr Partner verdienen oder in höhere Spitzenpositi-

onen befördert werden. Die höhere Scheidungsrate tritt vor allem bei Paaren mit einer traditionel-

len Rollenvorstellung auf, während Frauen in Paaren mit einer gleichberechtigten Rollenvorstel-

lung nicht davon betroffen sind (Folke und Rickne 2020).  

Die Herausforderung für das Paar liegt darin, dass sich die ursprüngliche Konzentration und Prio-

risierung des Paares auf die Karriere des Mannes, nun auf die Frau verlagert. Solche Veränderun-

gen scheinen schwerer realisiert werden zu können als eine von Anfang an bestehende egalitäre 

Vorstellung von Rollen- und Aufgabenteilung (wenngleich auch diese mit großen Herausforderun-

gen einhergeht). Oder anders gesagt: Das Brechen von Normen ist mit gesellschaftlichen und 
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finanziellen Kosten verbunden – die auch auf die derzeitigen staatlichen Rahmenbedingungen 

zurück gehen.  

  

3 Volkswirtschaftliche Dimensionen fehlender ökonomischer 
Gleichstellung 

Eine substanzielle Erwerbstätigkeit von Frauen und Männern, auch in Phasen mit Care-Aufgaben, 

hat bedeutende positive Effekte aus gesamtwirtschaftlicher und -gesellschaftlicher Sicht. Vor al-

lem mit einer Ausweitung des Arbeitsvolumens von Frauen würden das Arbeitskräfteangebot er-

höht und die Folgen des demografischen Wandels gemildert. Die damit einhergehenden höheren 

Arbeitsentgelte sind wichtig für den öffentlichen Haushalt und die Auskömmlichkeit der Sozialver-

sicherungen. So stehen ökonomische Gleichstellung, Wirtschaftswachstum und gesamtgesell-

schaftliche Wohlfahrt in Deutschland in einem unmittelbaren Zusammenhang. 

3.1 Wirtschaftswachstum 

In Deutschland steht die wirtschaftliche Entwicklung auch demografisch unter Druck. Die ge-

burtenstarken Jahrgänge von 1957 bis 1965 kommen in das Rentenalter. 10 Millionen Men-

schen (30 Prozent aller aktuell Erwerbstätigen) verlassen in den kommenden 10 Jahren den 

deutschen Arbeitsmarkt. Die nachfolgenden geburtenschwächeren Jahrgänge werden die entste-

hende Lücke nicht schließen können (Spieß 2024).  

Die Entwicklung des langfristigen konjunkturunabhängigen Wachstums des Bruttoinlandspro-

dukts (BIP) hängt maßgeblich vom Produktionspotenzial (Arbeit, Kapital und technologisches Wis-

sen) der Volkswirtschaft ab. Insbesondere mit Blick auf eine gute Ausstattung und effiziente Nut-

zung von Arbeitskraft (aber auch Kapital und Fortschritt und Innovation) erweist sich die geringere 

Arbeitsmarktbeteiligung aber insbesondere das geringe Arbeitsvolumen der Frauen als Schwä-

che, die sich über die demografischen Probleme hinaus negativ auf die verschiedenen Faktoren 

des Wirtschaftswachstums auswirkt:  
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Wie viel Produktionspotenzial und Wirtschaftswachstum notwendig ist, wird von den Finanzie-

rungsanforderungen der sozialen Sicherungssystemen bestimmt. Umgekehrt ermöglicht ein aus-

reichendes Wirtschaftswachstum die angemessene Finanzierung der sozialen Sicherungssys-

teme.  

Volkswirtschaftliche Kennzahlen belegen die derzeitige Stagnation der deutschen Wirtschaft: Das 

reale Bruttoinlandsprodukt (BIP) ist in den vergangenen fünf Jahren lediglich um 0,1 Prozent p. a. 

gestiegen. Das Produktionspotenzial Deutschlands liegt mehr als 5 Prozent unter dem Niveau, 

das im Jahr 2019 für das Jahr 2024 prognostiziert wurde (SVR 2024).  

Die Wachstumsaussichten der deutschen Volkswirtschaft werden durch die zunehmende Knapp-

heit von Arbeitskräften gedämpft (SVR 2024). Zwar ist der Wachstumsbeitrag des Arbeitsvolu-

mens aktuell noch positiv, aber im Vergleich der vergangenen 20 Jahren bereits sehr gering. Bei 

der absehbaren Bevölkerungsentwicklung wird der zu erwartende Beitrag des Arbeitsvolumens 

zum Potenzialwachstum ab 2025 sogar negativ (Schmidt 2024). Mittel- und Langfristprojektionen 

des Fachkräftemonitorings zeigen, dass sich in vielen Branchen, Berufen und Regionen die jetzt 

schon vorherrschenden Knappheiten am Arbeitsmarkt weiter verschärfen werden. Dabei spielt 

das nur unzureichend gehobene Erwerbspotenzial der Frauen eine maßgebliche Rolle.  

Zwar sind 2023 mit 46 Millionen Menschen in Deutschland so viele Menschen wie nie seit der 

Wiedervereinigung erwerbstätig. Jedoch ist gleichzeitig die durchschnittliche Arbeitszeit je Er-

werbstätigem stetig gesunken (SVR 2024). Das Arbeitsvolumen von 61,5 Milliarden Stunden liegt 

2023 noch unter dem Stand der Covid-19-Pandemie (Wanger et al. 2024).  
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Letztlich stagniert das Wachstum des Arbeitsvolumens, weil zwar die Arbeitszeiten in Teilzeitstel-

len etwas länger werden – aber zugleich in Vollzeittätigkeiten weniger Stunden gearbeitet wer-

den. Der Rückgang der Arbeitsstunden in Vollzeittätigkeiten fällt bei Männern und Frauen mit 

rund 2 Stunden in der Woche nahezu gleich aus. Demgegenüber fällt die Ausweitung des Arbeits-

volumens bei Männern in Teilzeit um 20 Prozent auf 19,5 Stunden in der Woche etwas deutlicher 

aus als bei den Frauen in Teilzeit um 17 Prozent auf 21,7 Stunden in der Woche (Destatis 2024d)  

Ein maßgeblicher Anstieg des Arbeitsvolumens würde sich ergeben, wenn sich die Arbeitszeit der 

vielen in Teilzeit erwerbstätigen Frauen deutlicher ausweiten würde. So bleibt die tatsächlich ge-

leistete Arbeitszeit von Frauen im Vergleich zu Männern geringer und verhindert eine umfassende 

Ausschöpfung des Produktivitätspotenzials von Frauen (Fluchtmann et al. 2024).  

 

Technischer Fortschritt und Innovation (Totale Faktorproduktivität)  

Auch hinsichtlich der Wirtschaftskraft durch technischen Fortschritt und Innovationen 

gilt es einen Abwärtstrend des Wachstumsbeitrags von 0,8 Prozent bis auf 0,4 Prozent 

(prognostiziert bis 2027) zu überwinden (Schmidt 2024).  

■ Durch die geringere Frauenerwerbstätigkeit und die geringere Beteiligung der 

Frauen bei der Entwicklung von technologischem Fortschritt und Innovationen ge-

hen wertvolle Potenziale für Transformation und Wettbewerbsfähigkeit verloren. 

Deutschland verliert international weiter an wirtschaftlicher Bedeutung, wenn es 

das Potenzial der gut ausgebildeten Frauen nicht besser ausschöpft.  

■ Das wirtschaftliche Potenzial durch mehr Beteiligung von Frauen bei Innovation und 

technischem Fortschritt zeigt ein Blick in die Europäische Union: Eine Verdopplung 

der Frauenanteile in Tech-Berufen von heute 22 Prozent auf bis zu 45 Prozent im 

Jahr 2027 in der EU könnte das EU-BIP um 260 bis 600 Milliarden EUR steigen las-

sen (McKinsey 2023). 

■ Auch im Energiesektor zeigen sich weltweit Ansätze, dass geschlechterspezifische 

Hemmnisse für mehr Innovation und bessere Wettbewerbsfähigkeit (Belghiti-Mahut 

et al. 2016) überwindbar sind. So hat sich der Anteil der Patente mit mindestens 

einer Erfinderin in Technologien für saubere Energie weltweit zwischen 2000 und 

2019 mehr als verdoppelt (European Patent Office, 2022). 

■ Deutschland kommt bei der Beteiligung von Frauen am Innovationsprozess im Ver-

gleich zu anderen europäischen Ländern nur langsam voran. Im Jahr 2022 waren 

nur 7,6 Prozent der Patentanmeldungen einer Frau zuzuordnen. 2013 waren es 6 

Prozent. Der Anteil steigt zwar, ist aber insgesamt sehr niedrig. (DPMA 2023). Da-

mit verzeichnet Deutschland zusammen mit Luxemburg, Liechtenstein und Öster-

reich die niedrigsten Werte (EPA 2022). 

i 
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3.2 Tragfähigkeit öffentlicher Finanzen 

Das sinkende Arbeitsvolumen und infolgedessen das niedrige Wirtschaftswachstum gefährden 

die langfristige Tragfähigkeit der öffentlichen Finanzen. Insbesondere die umlagefinanzierten So-

zialversicherungssysteme werden bei demografisch bedingt rückläufigen Einnahmen mit immer 

höheren Ausgaben konfrontiert. Den höchsten Anteil an den Gesamtausgaben macht die Renten-

versicherung aus (29,6 Prozent), gefolgt von der Krankenversicherung (25,4 Prozent) (BMAS 

2023). 

Daher würde sich eine Ausweitung der Frauenerwerbstätigkeit in mehrfacher Hinsicht lohnen 

(BMF 2024). Teilzeiterwerbstätigkeit, niedrigere Erwerbseinkommen und geringere Sozialversi-

cherungsbeiträge führen zu geringeren Einnahmen und zugleich höheren Kosten für die Sozial-

versicherungen. Demgegenüber wird durch eine höhere Erwerbsbeteiligung und Steigerung der 

regelmäßig geleisteten Arbeitszeit der Frauen ein stark dämpfender Effekt auf die aggregierte 

Ausgabenquote angenommen. Angesichts des hohen Anteils an Teilzeitbeschäftigung bei Frauen 

liegt hier sogar ein weitaus größeres Steigerungspotenzial als die reine Erhöhung der Erwerbsbe-

teiligung nach Köpfen (BMF 2024).  

3.2.1 Rentenversicherung 

In der gesetzlichen Rentenversicherung müssen 2024 mit rund 110 Milliarden Euro aus dem 

Bundeshaushalt 22 Prozent der Ausgaben der gesetzlichen Rentenversicherung kompensiert wer-

den (DRV 2024b). Lag der Zuschuss aus dem Bundeshaushalt 1991 noch bei 1,2 Prozent des 

BIP sind es heute 2,6 Prozent. Hintergrund sind die steigende Lebenserwartung und das verän-

derte Verhältnis von erwerbstätigen Beitragszahlenden und Rentenempfangenden. Die durch-

schnittliche Lebenserwartung ab Geburt liegt momentan bei durchschnittlich etwa 81 Jahren in 

Deutschland – und legt weiter zu. Damit steigt auch die Dauer der jeweiligen Rentenleistungen. 

Demgegenüber entwickelt sich das Verhältnis zwischen erwerbsfähigen Personen und Menschen 

im gesetzlichen Rentenalter ungünstig. Liegt es aktuell noch bei drei zu eins, könnte es 2080 nur 

noch bei zwei zu eins liegen. Dann kämen auf 45,5 Millionen Erwerbsfähige 21,3 Millionen Rent-

ner. Beide Entwicklungen führen zu steigenden Rentenbeiträgen der erwerbstätigen Beitragszah-

lenden, während das Rentenniveau, also das Verhältnis der durchschnittlichen Rente (Standard-

rente) zum Durchschnittseinkommen, sinkt. 

Je dynamischer sich jedoch die Arbeitsmarktpartizipation der Frauen entwickelt, umso größer ist 

die Wirkung auf die Stabilisierung der Rentenfinanzen (Prognos 2021). Ähnliche Effekte sind seit 

2005 durch die positive Arbeitsmarktentwicklung, einen Anstieg der Erwerbsbeteiligung von 

Frauen und Älteren sowie die zuletzt hohe Nettozuwanderung entstanden und haben – anders als 

seinerzeit erwartet – zu einem Rückgang des Beitragssatzes auf 18,6 Prozent bei gleichzeitig 

langsamer absinkendem Rentenniveau geführt (BMF 2024). 

Gut 61 Prozent der Rentenempfänger sind Frauen. Dabei machen Altersrenten der Frauen (auf 

Basis eigener Beitragszeiten) „nur“ einen Anteil von 40,3 Prozent an allen Renten aus und betref-

fen 10,6 Millionen Frauen (Deutsche Rentenversicherung Bund (IAQ 2024a).  

Das höhere Lebensalter der Frauen führt im Zusammenhang mit der geringeren Erwerbsbeteili-

gung und in der Folge niedrigeren Rentenbeiträgen und Rentenleistungen zu zusätzlichen Kosten 

für den Sozialstaat durch Altersarmut. Für Frauen in der Altersgruppe der Über-65-Jährigen liegt 

die Armutsgefährdungsquote bei 20 Prozent, bei gleichaltrigen Männern nur bei 16 Prozent 

(Destatis 2024b).  
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Aufgrund der höheren Lebenserwartung sind Frauen häufiger als Männer Empfängerinnen von 

Witwenrenten. Mit der Witwen- und Witwerrente gehen 55 Prozent (bei der kleinen Witwenrente 

für Menschen unter 47 Jahren, 25 Prozent) der Rente des verstorbenen Partners, die auf den Bei-

tragszahlungen der gesamten Erwerbszeiten basiert, auf die überlebende Partnerin oder den 

Partner über. Diese Leistung erfolgt unabhängig davon ob jemals eigene Beiträge eingezahlt wur-

den. 2023 waren 4,49 Millionen Frauen Empfängerinnen von Witwenrenten gegenüber 715.000 

Männern, die Witwerrenten erhielten (DRV 2024b). Die Witwen- und Witwerrente macht den größ-

ten Anteil an den ehebezogenen (Familien)Leistungen aus: 43,8 Mrd. Euro (DRV 2024a).   

Ein Reformvorschlag zugunsten eines Rentensplittings sieht vor, dass die während einer Ehe er-

worbenen Rentenansprüche von beiden Partnern gleichmäßig aufgeteilt würden und die oder der 

Hinterbliebene davon 50 Prozent zusätzlich zu den eigenen Rentenansprüchen aus der Zeit vor 

der Ehe erhalten würde. Ohne eigene Leistungen gäbe es keinen Anspruch. Gegen eine solche 

Änderung wird kritisch argumentiert, dass damit zum einen die wenngleich späte aber umso not-

wendigere finanzielle Anerkennung der Care-Arbeit wegfalle. Zum anderen würde das Risiko für 

Altersarmut von Frauen noch weiter steigen. Demgegenüber wird die arbeitsanreizende Wirkung 

auf Frauen und damit ein eigenständiger Schutz vor Altersarmut und Kostenvorteile für das Ren-

tensystem angeführt (SVR 2024).  

Gutachten legen nahe, dass das zusätzliche Arbeitsangebot von bisher nicht erwerbstätigen, ver-

heirateten Frauen aufgrund der damit einhergehenden Beitragszahlungen in kurzer Zeit zu stei-

genden Einnahmen der Gesetzlichen Rentenversicherung (GRV) beiträgt (Werding 2020). Den 

gleichen Effekt entfaltet auch ein Anstieg der Arbeitsstunden der bereits in Teilzeit erwerbstätigen 

Frauen. Auch wenn aufgrund des damit steigenden Durchschnittslohns gleichzeitig Rentenanpas-

sungen höher ausfallen, würden die sinkenden Ansprüche auf die Witwenrente durch eine Erhö-

hung des Nettoeinkommens bei mehr Arbeitsstunden zu geringeren zukünftigen Rentenansprü-

chen führen und die Finanzen der GRV teilweise entlasten (Lembcke et al. 2021). 

Ähnlich gelagerte Erwägungen gelten für die Mütterrente, die zusätzlich finanziellen Druck auf 

die gesetzliche Altersvorsorge ausübt. Die Anerkennung von Kindererziehungszeiten (2,5 Jahre 

für jedes vor 1992 und 3 Jahre für jedes nach 1992 geborene Kind) kann auch auf beide Eltern-

teile verteilt werden und soll eingeschränkte Erwerbstätigkeit bei den Rentenansprüchen ausglei-

chen. Ihr Anteil an den Gesamtausgaben der gesetzlichen Rentenversicherung machte 2022 

rund drei Prozent aus und die Ausgaben lagen bei knapp 13 Milliarden Euro pro Jahr. Für das 

Jahr 2025 werden laut Pressemeldungen 19,2 Milliarden für die Beitragszahlungen für Kinderer-

ziehungszeiten in der Rentenversicherung eingeplant (Zeit Online 2024). In einer Studie wird ge-

zeigt, dass die Mütterrentenreform von 2014, bei der die Rentenpunkte um einen Punkt erhöht 

wurden, zu einem Rückgang des Arbeitsangebots der betroffenen Mütter geführt hat. Für jeden 

zusätzlichen Euro Rente, den sie dadurch bekommen haben, haben sie ihr Arbeitseinkommen um 

54 Cent reduziert, indem sie ihre Arbeitsstunden verringert haben (Artmann et al. 2023). Das hat 

die Kosten der Reform erheblich erhöht: Nicht nur die zusätzliche Rente muss bezahlt werden, 

sondern dem Staat gingen im Durchschnitt für jeden zusätzlichen Euro an Rentenzahlungen 32 

Cent an Steuereinnahmen verloren. 

3.2.2 Kranken- und Pflegeversicherung 

Die ungleiche Arbeitsmarktpartizipation von Frauen und Männern wirkt sich bei den Sozialversi-

cherungen insbesondere negativ auf die sogenannten versicherungsfremden Leistungen aus, für 

die auch bei der gesetzlichen Krankenversicherung (GKV) eine jährliche pauschale Abgeltung aus 

Steuermitteln durch den Bund vorgesehen ist (§ 221 SGB V). 2024 umfasst der Bundeszuschuss 
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14,5 Milliarden Euro. Ein großer Kostenposten ist darin die beitragsfreie Versicherung von Famili-

enmitgliedern und von nicht berufstätigen bzw. geringfügig erwerbstätigen Ehegatten oder Leben-

spartnern. Die Ausgaben für die beitragsfreie Versicherung machen rund ein Fünftel der Ausga-

ben im Rahmen der Familienpolitik aus (BMFSFJ 2025). Im Jahr 2025 werden seitens des Ge-

sundheitsministeriums Kosten in Höhe der gesamten jährlichen Pauschale für versicherungs-

fremde Leistungen (14,5 Milliarden Euro) eingeplant (Zeit Online 2024). 

Von den insgesamt 74,3 Millionen Versicherten der GKV sind etwa 15,7 Millionen beitragsfrei mit-

versichert, der Großteil davon sind Kinder, aber auch etwa 2,5 Millionen Frauen und nur etwa 

500.000 Männer (BMG 2025).  

Gleichstellungspolitisch ist das Modell der beitragsfreien Mitversicherung von erwerbsfähigen Fa-

milienmitgliedern in der Krankenversicherung nicht zielführend. Sie setzt negative Anreize gegen 

eine sozialversicherungspflichtige Erwerbstätigkeit beider Partner, insbesondere wenn von dem 

zweiten Verdienst ein hoher Anteil durch die erforderlichen Krankenversicherungsbeiträge ge-

schmälert wird (hohe Grenzabgabenbelastung) (Bonin et al. 2013). Erst wenn der erzielte Lohn 

nach Abzug der Krankenversicherung den Lohn aus einer geringfügigen Beschäftigung mit der 

kostenlosen Mitversicherung übersteigt, wird eine sozialversicherungspflichtige Beschäftigung 

attraktiv (Achleitner et al. 2023).  

Auch die Ausgaben der gesetzlichen Kranken- und Pflegeversicherung werden in den kommen-

den Jahrzehnten immer weiter steigen, wobei die Finanzreserven der gesetzlichen Krankenkas-

sen weitestgehend aufgebraucht sind. Hintergrund sind die Alterung der Bevölkerung, der medizi-
nisch-technische Fortschritt, höhere Kosten für medizinische Versorgung und eine höhere Inan-

spruchnahme von Pflegeleistungen. In der Folge ist auch hier von steigenden Beitragssätzen und 

dennoch einer nicht ausreichenden Finanzierung der Krankheitskosten auszugehen. Aktuell wird 
trotz der Beitragserhöhungen ein Defizit von 5,5 Milliarden Euro ausgewiesen (GKV Spitzenver-

band 2024). 

Diese beiden volkswirtschaftlich besonders relevanten Sozialversicherungen verdeutlichen, 

dass die Sozialsysteme insgesamt und grundsätzlich von einem Abbau der Geschlechterun-

gleichheit und mehr Frauenerwerbstätigkeit profitieren. Die Frauen zahlen mehr Renten- und 

Krankenversicherungsbeträge, stärken damit das System und erwerben zudem individuell hö-

here Rentenansprüche. Der Staatshaushalt wird entlastet, da der Bund weniger Zuschüsse in 

die Systeme für Renten- und Krankversicherung leisten muss und er profitiert von zusätzli-

chen Steuereinnahmen.  

 

  



  | Gesellschaftliche Dimensionen fehlender ökonomischer Gleichstellung 

 Seite 11 

  

4 Gesellschaftliche Dimensionen fehlender ökonomischer 
Gleichstellung 

4.1 Geburtenrate und hemmende Substitutionseffekte 

Eine Ausweitung der Frauenerwerbstätigkeit und Steigerung ihres Arbeitsvolumens ist ein wichti-

ger schon kurz- und mittelfristig wirksamer Beitrag gegen die demografisch bedingte Abnahme 

des Erwerbskräftepotenzials und des gesamtwirtschaftlichen Arbeitsvolumens. Langfristig gese-

hen gelingt eine Stabilisierung des Arbeitsmarktes über 2035 hinaus aber nur, wenn zugleich 

auch die Geburtenrate in den kommenden Jahren wieder steigt (Hellwagner et al. 2022). Hier 

kann die Erwerbstätigkeit oder der Arbeitsumfang als Gut betrachtet werden, das für die Erfüllung 

eines Kinderwunsches und die Zeiten der Kinderbetreuung aufgegeben werden muss (Substitu-

tion).  

Während vor 2016 verbesserte Rahmenbedingungen für Familien mit Kindern einen Anstieg der 

Geburtenrate bewirkten, sinkt sie seit 2017 wieder (Destatis 2024a) und liegt mit 1,4 Kindern je 

Frau deutlich unter dem Bestanderhaltungsniveau von 2,1.  

Es wird angenommen, dass heutige junge Männer und Frauen ökonomische Sicherheit im Er-

werbsleben etablieren möchten (Bujard und Kreyenfeld 2023) – oder auch: wirtschaftliche Eigen-

ständigkeit anstreben – und daher Kinderwünsche aufschieben oder nicht verfolgen (BMFSFJ 

2024). Grundsätzlich verbessert eine substanzielle Erwerbstätigkeit beider Partner die wirtschaft-

liche Lage und Stabilität von Paaren und könnte somit auch die Erfüllung von Kinderwünschen 

positiv beeinflussen. Gleichzeitig befürchten die Paare jedoch auch die Nachteile durch entgan-

gene Einkünfte, wenn dann ein Elternteil für die Kinderbetreuung zeitweise aus dem Berufsleben 

ausscheidet oder weniger arbeitet. Diese direkten finanziellen Einbußen und die indirekten Kos-

ten durch den Verlust an Humankapital und verringerte Karrieremöglichkeiten, erhöhen als soge-

nannter Substitutionseffekt den Preis der Kinder (Coskun und Dalgic 2024; Becker 1991). Auf-

grund des gestiegenen Bildungsniveaus, der besseren Karrieremöglichkeiten und der höheren 

Löhne von Frauen fallen die entgangenen Gewinne oder der entgangene Nutzen durch Arbeitsun-

terbrechung aufgrund von Kindern noch höher aus (Opportunitätskosten), was sich dämpfend auf 

die Fertilität auswirkt.  

Eine hohe Erwerbsbeteiligung und Erwerbsstunden und die gleichzeitige Hauptverantwortung für 

die Kinderbetreuung sind nicht selten mit Zielkonflikten verbunden und lassen Frauenerwerbstä-

tigkeit und Geburtenentwicklung als schwer zu vereinbarenden Gegensatz erscheinen. Auch sub-

jektive Unsicherheiten und multiple Krisen zeigen ihre Wirkung auf die Geburtenentwicklung. 

Verlässliche staatliche Unterstützung, die eine berufliche Entwicklung nicht hemmen und ein sich 

positiv entwickelndes Einkommen ermöglichen, würden dazu führen, dass der Einkommenseffekt 

den Substitutionseffekt überwiegt und die Vorteile von Erwerbsarbeit und Familiengründung gut 

miteinander verbunden werden können. 

Gute Bedingungen für die Erwerbstätigkeit von Frauen sind insoweit auch wesentlich für die Ge-

burtenentwicklung, wenn junge Erwachsene mit besseren Bedingungen für die Kombination von 

substanzieller Erwerbs- und Care-Arbeit ihre Lebenspläne zu Kindern und Erwerbsarbeit 
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verwirklichen könnten, wäre die Geburtenraten deutlich höher- mit positiven Konsequenzen für 

den langfristigen Wohlstand in Deutschland (Bujard 2024 im Strategierahme).  

Eine fortschrittliche Politik, die die gesellschaftliche Entwicklung, wirtschaftliche Stabilität 

und eine partnerschaftliche Aufteilung von Erwerbs- und Care-Arbeit fördert, kann die Fertili-

tät wirksam erhöhen (Schubert et al. 2024).  

Wichtig ist also, dass Angebote und Maßnahmen zur Vereinbarkeit von Beruf und Familie Männer 

und Frauen adressieren und Eigenständigkeit und eine partnerschaftliche lebensphasengerechte 

Arbeitsteilung gleichermaßen ermöglichen und stärken. 

4.2 Gesundheit, Wohlergehen und sozialer Zusammenhalt 

Eine maßgeblich durch ein eigenes Erwerbseinkommen erreichte wirtschaftliche Eigenständigkeit 

wirkt sich positiv auf das psychische Wohlbefinden und die Gesundheit von Frauen aus, was lang-

fristig Folgekosten vermeidet und das gesamtgesellschaftliche Wohlergehen fördert. 

Ein unmittelbar mit der geringeren wirtschaftlichen Eigenständigkeit von Frauen verknüpftes 

Thema ist häusliche Gewalt. In den meisten Fällen geht häusliche Gewalt mit ökonomischer Ge-

walt einher und führt oft zu einem signifikanten Rückgang des Einkommens und der Beschäfti-

gungsquote der Frauen. Die finanzielle Abhängigkeit von gewalttätigen Partnern wird immer wei-

ter verstärkt und erschwert das Verlassen gewaltvoller Beziehungen (Adams-Prassl et al. 2023). 

Ökonomische Gewalt, von der jede 3. Frau in Deutschland in ihrem Leben einmal betroffen ist, 

geht nicht selten in Form von verweigerten Unterhaltszahlungen über das Ende der Beziehung 

hinaus (BMFSFJ 2025) und hat langfristige Folgen für die Gesundheit von Frauen, wie z.B. De-

pressionen und chronische Gesundheitsprobleme.  

Im Jahr 2023 sind über 250.000 Menschen Opfer häuslicher Gewalt geworden, das sind 6,5 Pro-

zent mehr als im Vorjahr (BKA 2024). Die klare Mehrheit der Opfer häuslicher Gewalt sind 

Frauen. Die gesellschaftlichen Folgekosten von häuslicher und sexualisierter Gewalt gegen 

Frauen belaufen sich in Deutschland schätzungsweise auf ca. 54 Milliarden Euro pro Jahr. Dies 

sind Kosten, die im Gesundheitssystem anfallen, in Justiz, Polizei und auch durch Arbeitsausfälle 

der Frauen.  

Studien zeigen, dass Frauen mit höherem Einkommen und Bildung seltener Opfer von Miss-

brauch und Gewalt werden, was darauf hindeutet, dass substanzielle Erwerbsarbeit eine wichtige 

präventive Rolle in der Vermeidung von häuslicher Gewalt (und ihrer Folgekosten) ist (RKI 2020).  

Eine zuverlässige und existenzsichernde Erwerbstätigkeit von Frauen sichert die Frauen in Krisen-

situationen wie im Falle von häuslicher Gewalt ab bzw. verringert die Wahrscheinlichkeit dieser. 

Gleichzeitig werden die materielle und soziale Teilhabe und damit das Wohlbefinden der Frauen 

gestärkt, was sich letztlich wiederum auf deren Engagement im Erwerbsleben positiv auswirkt. 

Diese Effekte einer hohen Frauenerwerbstätigkeit und ihrer wirtschaftlichen Eigenständigkeit hel-

fen volkswirtschaftliche Kosten zu vermeiden.  

Mehr wirtschaftliche Eigenständigkeit durch eine höhere Erwerbsbeteiligung von Frauen ist 

damit ein wichtiger Beitrag für ihr Wohlergehen, der sich weit über den Bereich der Erwerbs-

tätigkeit hinaus ausstreckt.  
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Die Arbeitsforschung zeigt deutlich, dass Erwerbsarbeit eine wichtige Voraussetzung für die Teil-

habe am gesellschaftlichen Leben, den wahrgenommenen sozialen Status und das gesellschaftli-

che Zugehörigkeitsempfinden ist. Erwerbsarbeit ermöglicht die materiellen Voraussetzungen für 

die Teilnahme am sozialen und kulturellen Leben. Erwerbsarbeit befriedigt aber auch die psycho-

sozialen Bedürfnisse (Jahoda 1981) nach sozialen Kontakten und sinnstiftenden, auf kollektive 

gesellschaftliche Ziele ausgerichtete Aktivitäten und dadurch einen gesellschaftlich anerkannten 

sozialen Status.  

Umgekehrt zeigen psychologische und medizinische Studien, dass das subjektive Wohlbefinden, 

das sich aus den Handlungsspielräumen und Teilhabemöglichkeiten insgesamt speist, wiederum 

positive Einflüsse auf die Erwerbsarbeit (z. B. weniger Arbeitsplatzwechsel, weniger Fehlzeiten 

und höheres Engagement und Produktivität) und ökonomische Entwicklungen (z. B. höhere Unter-

nehmensgewinne) aufweist.  

 

5 Handlungsempfehlungen und Stellschrauben zur Förderung 
der ökonomischen Gleichstellung 

5.1 Neue Freiheiten – Gestaltung einer unbürokratischen effizienten Gleichstellung 

Das Grundgesetz enthält einen Verfassungsauftrag zur Förderung der ökonomischen Gleichstel-

lung (Sacksofsky 2024. Dort heißt es nicht nur „Männer und Frauen sind gleichberechtigt“ (Art. 3 

Abs. 2 GG), sondern auch „Der Staat fördert die tatsächliche Durchsetzung der Gleichberechti-

gung von Frauen und Männern und wirkt auf die Beseitigung bestehender Nachteile hin“ (Art. 3 

Abs. 2 Satz 2 GG). Im Strategierahmen für die ökonomische Gleichstellung 2030 hält Sacksofsky 

dazu fest, dass Gleichberechtigung nicht ohne ökonomische Eigenständigkeit denkbar sei, da 

ökonomische Abhängigkeit weitere Abhängigkeiten produziert. Da das Grundrecht auf Gleichbe-

rechtigung auch mittelbare Benachteiligungen verbiete, dürfe der Staat keine negativen Anreize 

für die Erwerbstätigkeit von Frauen setzten. 

Schon lange belegt die ökonomische Forschung, dass mit Regelungen wie dem Ehegattensplit-

ting, Mini-Jobs, der kostenlosen Mitversicherung in der Sozialversicherung und der Witwenrente 

negative Erwerbsanreize gesetzt werden (Prognos AG 2014) – zulasten der individuellen wirt-

schaftlichen Eigenständigkeit der Frau. Damit zementieren solche Regelungen durch ihre ökono-

mische Kraft immer wieder Geschlechternormen, denen zufolge dem Mann die Rolle des Ernäh-

rers zukommt, während die Frau in erster Linie für Kinder und Haushalt zuständig ist, obwohl die 

gesellschaftliche Haltung zur ökonomischen Gleichstellung schon deutlich weiter als die Gesetz-

gebung ist. Staatliche Regelungen, mangelhafte Betreuungsinfrastruktur und starre Arbeitsbedin-

gungen bilden Hürden für die Realisierung gleichberechtigter Vorstellungen, deren Überwindung 

auf der individuellen Ebene der Paare und Familien mit Kosten und Einsparverlusten einherge-

hen. 

Diese Hürden abzubauen, würde es Frauen erleichtern, ihre Erwerbswünsche umzusetzen, 

ebenso wie es Männern erleichtern würde, Fürsorge für andere zu leben. Es gilt also, Paaren 

neue Freiheiten bei der Gestaltung von Erwerbs- und Care-Arbeit zu eröffnen – mit attraktiven 
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Angeboten. Regelungen und Leistungen müssen verständlich, kalkulierbar und unbürokratisch in 

Anspruch genommen werden können, die finanziellen Folgen für den Einzelnen ersichtlich sein. 

5.2 Partnerschaftliche Arbeitsteilung und substanzielle Erwerbstätigkeit fördern – 
Kosten für die Realisierung neuer Rollenmodelle senken – makroökonomische 
Potenziale heben 

In der komplexen Gesamtstruktur der ehe- und familienbezogenen Leistungen verfolgen die ein-

zelnen Maßnahmen zum Teil unterschiedliche oder sogar gegensätzlich Ziele. Einerseits tragen 

Kinderbetreuungsangebote und Pflegedienstleistungen zu einer besseren Vereinbarkeit von Fa-

milie, Pflege und Beruf bei und stärken die Frauenerwerbstätigkeit. Andererseits werden durch 

steuerrechtliche Regelungen wie das Ehegattensplitting, durch die beitragsfreie Mitversicherung 

von Ehegatten in der gesetzlichen Krankenversicherung und Minijobs in ihrer aktuellen Form Hür-

den für mehr Frauenerwerbstätigkeit gesetzt. Leistungen, die sich nachweislich positiv auf eine 

partnerschaftliche Aufteilung von Betreuungs- und Fürsorgeaufgaben auswirken, wie zum Beispiel 

das Elterngeld und der Partnerschaftsbonus (Juncke und Plünnecke 2023; Tamm 2019) sind bis-

lang auf die Lebensphasen mit kleinen Kindern begrenzt. Angebote für die Vereinbarkeit von Be-

ruf und Pflege werden kaum in Anspruch genommen (Ehrlich et al. 2024).  

Mit Blick auf das für die deutsche Wirtschaft und Gesellschaft so wichtige Potenzialwachstum zei-

gen sich produktivitätssteigernde und arbeitsangebotsanreizende Maßnahmen dann besonders 

umsetzungsfähig, wenn sie mit dem von einer großen Mehrheit von Menschen geteilt Zielen der 

ökonomischen Eigenständigkeit einhergehen würden (vgl. Kapitel 3). Gleichzeitig sollte der not-

wendige und gewünschte Wandel von Rollenmodellen und Arbeitsteilung mit geringen entgange-

nen Gewinnen bzw. Nutzen (Opportunitätskosten) und einer hohen Attraktivität für Männer und 

Frauen verbunden sein.  

Als erste Grundlage einer geschlechtergerechten Aufteilung von Erwerbs- und Care-Arbeit sind 

eine bedarfsgerechte, und qualitativ hochwertige Kinderbetreuungsinfrastruktur sowie professio-

nelle Pflegedienstleistungen unerlässlich. Bislang passen hauptsächlich Mütter ihre Erwerbstätig-

keit an die Bildungs- und Betreuungssituation der Kinder an (Weßler-Poßberg et al. 2024). Nach-

weislich kehren jedoch Mütter in Regionen mit besserer Verfügbarkeit von Kinderbetreuung nach 

einer zweiten Geburt früher auf den Arbeitsmarkt zurück und dies mit höherer Wahrscheinlichkeit 

in eine Teilzeit- oder Vollzeitbeschäftigung (Zoch und Hondralis 2017).  

Krebs (2024) kommt in seiner Berechnung zu dem Ergebnis, dass bedarfsdeckende Angebote für 

Kinderbetreuung und zur Unterstützung der häuslichen Pflege bis 2030 zu einer höheren Frauen-

erwerbsbeteiligung im Umfang von 600.000 Vollzeitäquivalenten und einer Steigerung des Brut-

toinlandsprodukts um jährlich 60 Milliarden Euro (1,5 Prozent) führen würde. Die fiskalischen 

Nettomehreinnahmen würden dieser Berechnung zufolge 2030 einen Break-Even-Punkt errei-

chen und bis 2035 auf jährlich rund 14 Milliarden Euro ansteigen. Die Einkommenslücke zwi-

schen Frauen mit Kindern und pflegebedürftigen Angehörigen und Männern mit entsprechender 

Care-Verantwortung würde um 4 Prozentpunkte auf 49 Prozent sinken (Krebs 2024). 

Für die Kindertagesbetreuung ist neben den direkten Einflüssen auf die Erwerbsbeteiligung der 

Mütter auch ein langfristiger Einfluss auf individuelle und gesellschaftliche Einstellungen nach-

weisbar, denn mit der Kinderbetreuung gehe eine veränderte Haltung zu bezahlter Erwerbsarbeit 

und unbezahlter Arbeit in Familien einher, was die partnerschaftliche Arbeitsteilung zwischen 

Müttern und Vätern fördere (Ellingsaeter et al. 2017; Stadelmann-Steffen und Oehrli 2017). Auch 

andere staatliche Leistungen, insbesondere das Elterngeld haben eine prägende Wirkung auf 
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soziale Normen bewiesen und erleichtern das „Normbrechen“. So ist heute eine Elternzeitnut-

zung und damit einhergehend die Übernahmen von Fürsorgeverantwortung durch Väter gesell-

schaftlich akzeptiert. Dazu haben die finanziellen Anreize aber auch die sozialen Interaktionen 

am Arbeitsort beigetragen. Die Wirkung zeigt sich auch bei Personen, die selbst kein Elterngeld 

beziehen. So haben auch viele Großeltern eine egalitäre Vorstellung der partnerschaftlichen Ar-

beitsteilung entwickelt (Unterhofer et al. 2017).   

Der Wandel in der Wahrnehmung der Geschlechterrollen (Unterhofer et al. 2017) und eine part-

nerschaftliche Rollen- und Arbeitsteilung ist eine grundlegende Voraussetzung für ökonomische 

Gleichstellung und Eigenständigkeit. Eine höhere Erwerbsbeteiligung der Frauen und Mütter ist 

nur möglich, wenn Männer und Väter mehr Familien- und Fürsorgeaufgaben übernehmen.  

Vor rund 10 Jahren wurde mit der Familienarbeitszeit eine Leistung mit expliziter Stärkung einer 

partnerschaftlichen Aufgabenteilung von Erwerbsarbeit und Kinderbetreuung zwischen den El-

ternteilen diskutiert (Müller et al. 2015, 2013). Zugunsten einer ökonomischen Eigenständigkeit 

von Frauen und der Stärkung der partnerschaftlichen Aufgabenteilung im gesamten Lebensver-

lauf ist die Wiederaufnahme von Überlegungen für eine pauschale Geldleistung, mit der Einkom-

mensverluste gegenüber einer traditionellen Aufgabenteilung ausgeglichen werden, zeitgerecht.  

Konzeption zur Unterstützung substanzieller Erwerbstätigkeit und 

partnerschaftlicher Aufgabenteilung durch individuelle Pauschalen 

Einen innovativen Ansatz, um sowohl die Gleichstellung der Geschlechter auf dem Ar-

beitsmarkt und die wirtschaftliche Eigenständigkeit zu fördern als auch die familiäre 

und pflegerische Aufgabenteilung besser zu organisieren und den Wünschen nach part-

nerschaftlicher Aufteilung von Erwerbs- und Care-Arbeit Raum zu geben, stellt eine indi-

viduelle Pauschale für Paare dar, die in Lebensphasen mit Care-Verantwortung vollzeit-

nah erwerbstätig sein wollen.  

Calahorrano et al. (2025) berechnen ein Modell für eine individuelle steuerfreie pau-

schale Geldleistung für Paare, Alleinstehende und Alleinpflegende, die sowohl in Fürsor-

gezeiten für Kinder (bis zwölf Jahre) als auch Zeiten für Pflegeverantwortung unter-

stützt. Die Pauschale bietet einen Anreiz für die Angleichung der Arbeitszeiten, da sie 

eine vollzeitnahe Erwerbstätigkeit beider Partner voraussetzt. So könnten zugleich Er-

werbspotenziale von Frauen gehoben werden.  

Das grundsätzliche Prinzip des pauschalen finanziellen Anreizes zielt darauf ab, die wirt-

schaftliche Eigenständigkeit von Frauen und eine gerechtere partnerschaftliche Vertei-

lung von Erwerbs- und Care-Arbeit auf dem deutschen Arbeitsmarkt zu fördern. Dadurch 

können Frauen wie Männer darin gestärkt werden, auch jenseits wahrgenommener und 

vielfach überschätzter gesellschaftlicher Erwartungen gut für sich selbst und füreinan-

der sorgen zu können – auch langfristig.  

Zudem kann die Pauschale bei verheirateten Paaren die Vorteile ausgleichen, die ihnen 

dadurch entstehen, dass sie bei ähnlichen Einkommen ihre Vorteile aus dem Ehegat-

tensplitting verlieren.   

Durch diese Förderung soll ein Ansteigen der Zahl von Personen im vollzeitnahen Ar-

beitszeitkorridor erreicht werden, was langfristig zu einer Erhöhung der Erwerbsquote 

i 
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Aus einer volkswirtschaftlichen Perspektive muss die Weiterentwicklung der ehe- und familienbe-

zogenen Leistungen zu einem ganzheitlichen und integrierten System von Realtransfers (Kinder-

betreuung und Pflegedienstleistungen), Steuern, Transfers und Abgaben angestrebt werden. Auch 

im Sinne einer zukunftsorientierten Familienpolitik gilt es unter anderem, die ökonomische Eigen-

ständigkeit zu fördern (10. Familienbericht) . Ein Leistungssystem, das partnerschaftliche Arbeits-

teilung und lohnende Erwerbstätigkeit für Männer wie für Frauen ermöglicht und stärkt, befördert 

eine individuell und kollektiv gedeihliche Entwicklung, die Wirtschaft und gesellschaftlichen Zu-

sammenhalt wachsen lassen.   

und Erwerbsvolumina von Frauen – führt und damit ihre wirtschaftliche Eigenständig-

keit nachhaltig stärken würde. Gleichzeitig würde sie auch Männern erlauben, vorüber-

gehend Erwerbsarbeit zu reduzieren, um Care-Aufgaben zu übernehmen. Die Tatsache, 

dass das Angebot als Pauschale gestaltet ist, führt dazu, dass sie vor allem Menschen 

mit geringerem Einkommen stärker unterstützt, was soziale Ungleichheiten verringern 

kann (Calahorrano et al. 2025).  

Makroökonomische Berechnungen auf dieser Grundlage kommen zu dem Ergebnis, 

dass infolge der Einführung einer solchen Pauschale die Erwerbstätigkeit der Frauen 

mit Kindern oder Pflegebedürftigen um rund 100.000 vollzeitäquivalente Stellen bis 

2030 steigen würde. Das Bruttoinlandsprodukt würde um jährlich 10 Milliarden Euro 

bis 2030 steigen und die Erwerbseinkommenslücke der Frauen mit Kindern und häusli-

cher Pflegetätigkeit bis 2030 gegenüber Männern um 5 Prozentpunkte sinken (Krebs 

2025). 
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